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Rülke: Wolf sollte an Strobl und Merkel schreiben und nicht an de Maizière

Zur Meldung, Justizminister Wolf habe mit einem Brief an den scheidenden Innenminister Thomas de
Maizière seine Kritik am Bamf erneuert, sagte der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion Dr. Hans-Ulrich
Rülke:

„Das Schreiben von Justizminister Wolf ist in der Sache sicher richtig. Allerdings ist der Empfänger der
Falsche. Wie soll ein Bundesinnenminister, dessen politische Karriere sang und klanglos beendet wurde,
die schweren Defizite beim Bamf beseitigen? Der Brief sollte an den baden-württembergischen
Merkelversteher Strobl und direkt an die Bundeskanzlerin gerichtet werden.

Zu befürchten bleibt allerdings, dass auch dann der Brief erfolglos bleiben würde. Weder die
Bundeskanzlerin noch Innenminister Strobl sind bereit, die Versäumnisse und Fehler der CDU-
Flüchtlingspolitik anzuerkennen und das Bamf in die Lage zu versetzen, Asylverfahren so zu Ende zu
bringen, dass sie nicht ständig vor Gericht scheitern.“

Die skandalösen Zustände in Mannheim, bei der eine kleine Gruppe vornehmlich nordafrikanischer
Strafunfähiger und Jugendlicher durch eine erschreckend hohe Zahl an Straftaten und eine hohe
kriminelle Energie auffallen, sind bedauerlicherweise kein Einzelfall.

Die Akzeptanz der Flüchtlinge in unserer Gesellschaft hängt auch davon ab, dass Überschreitungen
unserer Rechtsordnung konsequent aufgeklärt und rechtstaatlich sanktioniert werden. Unsere
Bevölkerung ist nicht mehr bereit, vollmundigen Ankündigungen von CDU und Grünen Glauben zu
schenken, und dann nahezu täglich das Gegenteil erfahren zu müssen. Sie fühlt sich getäuscht, wenn
Innenminister Strobl behauptet, Baden-Württemberg wäre Vorreiter bei der Nachregistrierung und der
Altersfeststellung, dann aber herauskommt, dass Minister Lucha gegenüber den Behörden die
Anwendung der medizinischen Altersfeststellung offiziell für sinnlos und verzichtbar erklären lässt. Was
bringt das strengste Strobl-Polizeigesetz, wenn schon die bisherigen Gesetze nicht oder nur
unzureichend Anwendung gefunden haben.

Für die aktuellen Probleme hat Grün-Schwarz keine Lösung, ebenso wenig die AfD. Wir brauchen neben
der konsequenten Strafverfolgung eine Beweislastumkehr bei der Altersfeststellung. Ein berechtigtes
Interesse, über das eigene Alter nicht aufzuklären, gibt es nicht.

Wer sich vehement nicht an Regeln zu halten meint, wer Warnschüsse ignoriert und die zahlreichen
vorhandenen Hilfsangebote in den Wind schlägt, für diese Jugendlichen muss es zum Schutz der
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Bevölkerung und schließlich auch vor sich als Ultima Ratio die Möglichkeit der geschlossenen
Unterbringungen geben. Frühere Einrichtungen dieser Art wie beispielsweise in Schönbühl hatten
pädagogische Antworten auf Jugendliche mit aggressiv-dissozialen Symptomen. Hier würden wir uns
eine offene und ideologiebefreite Diskussion wünschen, anstelle in Sonntagsreden die Probleme zu
beschwichtigen und die Bevölkerung zu beruhigen.“


